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Vorblatt 


Zweite gesellsdiaftlidie Richtlinie des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften über die Gründung der 
Aktiengesellschaft sowie die Erhaltung und Änderung 
ihres Grundkapitals 

(Sdiriftlicher Beridit des Rechtsaussdiusses) 


A. Problem 

Die Rechtsordnungen der europäischen Staaten enthalten 
unterschiedliche aktienrechtlidie Regelungen über den Schutz 
von Gesellschaftern und Dritten. Dies beeinträchtigt die Bildung 
eines gemeinsamen Marktes. Der Vertrag von Rom verlangt 
daher in Artikel 54 Abs, 3 Buchstabe g eine gleichwertige Ge- 
staltung dieser Bestimmungen. 

B. Lösung 

Der Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Zweite gesellschaftsrechtliche Richtlinie strebt 
für einen Teilbereich des Aktienrechts, nämlich für die Schutz- 
bestimmungen, die im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter 
für die Gründung der Aktiengesellschaft sowie für Erhaltung 
und Änderung ihres Kapitals vorgeschrieben sind, eine Koordi- 
nierung an. 

Der Rechtsausschuß begrüßt einmütig alle Bemühungen um die 
Vereinheitlichung des Gesellschaftsrechts der europäischen 
Staaten. Mit Mehrheit bei zahlreichen Enthaltungen befürwortet 
er jedoch wegen des engen Zusammenhangs mit der inzwischen 
vorgeschlagenen Bilanzrichtlinie und der in Vorbereitung be- 
findlichen Strukturrichtlinie eine Zusammenfassung dieser 
Materien in einer einheitlichen Richtlinie oder eine gleichzeitige 
Inkraftsetzung. Im übrigen schlägt er eine Reihe von Ände- 
rungen vor. 

C. Alternativen 

Eine Minderheit des Rechtsausschusses hält mit der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften die sukzessive Koordinierung 
von Teilbereichen für einen kürzeren Weg zur Harmonisierung 
des gesamten Gesellschaftsrechts, 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorge- 
legten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Zweite Richtlinie des Rates zur Koordinierung 
der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den 
Gesellschaften im Sinne des Artikels 58 Abs. 2 des Vertrages 
im Interesse der Gesellschafter sowie Dritter für die Gründung 
der Aktiengesellschaft sowie für Erhaltung und Änderung ihres 
Kapitals vorgeschrieben sind 

— Drucksache VI/595 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Schmude und Alber 


Die Bundesregierung hat dem Deutschen Bundes- 
tag den Vorschlag der Zweiten gesellschaftsrecht- 
lichen Richtlinie über die Gründung der Aktienge- 
sellschaft sowie über die Erhaltung und Änderung 
ihres Grundkapitals (sogenannte Kapitalschutz-Richt- 
linie) am 3. April 1970 gemäß Artikel 2 Satz 2 des 
Gesetzes zu den Verträgen vom 25. März 1957 zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) und der Europäischen Atomgemein- 
schaft (EAG) vom 27. Juli 1957 zugeleitet. Der Präsi- 
dent des Deutschen Bundestages hat den Vorschlag 
dem Rechtsausschuß — federführend — und dem 
Wirtschaftsausschuß — mitberatend — überwiesen. 

Der Wirtschaftsausschuß hat in seiner 34. Sitzung 
vom 6. Mai 1971 dem Rechtsausschuß empfohlen, die 
Bundesregierung aufzufordern, die Verabschiedung 
dieser Richtlinie zurückzustellen, bis die Kommission 
die übrigen zu diesem Themenkreis gehörenden 
Richtlinienvorschläge vorgelegt hat, um dann den 
gesamten Komplex im Rat behandeln zu können. 

Der Rechtsausschuß hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 4. November 1971 und am 9. Dezem- 
ber 1971 beraten. 


I. 

Der Ausschuß hält es mit der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften für erforderlich, die 
nationalen Bestimmungen über die Gründung von 
Aktiengesellschaften sowie über die Erhaltung und 
Änderung ihres Grundkapitals zu koordinieren. Er 
glaubt jedoch, daß diese Bestimmungen in einem 
engen sachlichen Zusammenhang stehen mit den 
Vorschriften über die Rechnungslegung und über 
die Verfassung von Aktiengesellschaften, weil be- 
stimmte Begriffe, die in der Zweiten Richtlinie ver- 
wendet werden, einer , näheren Definition bedürfen, 
die auch nach den Vorstellungen der Kommission in 
der Richtlinie über die Rechnungslegung (soge- 
nannte Bilanz-Richtlinie) oder in der Richtlinie über 
die Verfassung (sogenannte Struktur-Richtlinie) ent- 
halten sein soll. 

Wegen dieses engen sachlichen Zusammenhangs 
hält es der Ausschuß nicht für zweckmäßig, daß die 
Zweite gesellschaftsrechtliche Richtlinie für sich 
allein vom Rat der Gemeinschaften verabschiedet 
wird. Abgesehen davon bringt, wie der Ausschuß 
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bereits in seinem Bericht zur Ersten gesellschafts- 
rechtlichen Richtlinie (Drucksache IV/2190) zum Aus- 
druck gebracht hat, die Harmonisierung des Gesell- 
schaftsrechts, insbesondere des Aktienrechts, in ein- 
zelnen Teilrichtlinien erhebliche Nachteile mit sich, 
weil die Teilgebiete häufig sachlich zu stark ver- 
zahnt sind, als daß eine Teilharmonisierung möglich 
wäre, und weil die nationalen Gesetzgeber dadurch 
gezwungen werden, sich ständig erneut mit Ände- 
rungen des Aktienrechts zu befassen. Schließlich 
und vor allem aber bringen diese Teiländerungen 
für die betroffenen Unternehmen Unruhe und Un- 
sicherheit mit sich und wirken sich nachteilig für die 
Wirtschaft aus. 

Die Mehrheit des Ausschusses teilt daher die Auf- 
fassung der Bundesregierung, daß wegen des engen 
sachlichen Zusammenhangs der geregelten Rechts- 
gebiete mindestens die Zweite Richtlinie, die Bilanz- 
Richtlinie und die Struktur-Richtlinie vom Rat in 
einer einheitlichen Richtlinie zusammengefaßt oder 
wenigstens gleichzeitig in Kraft gesetzt werden 
sollte. Die Bundesregierung sollte die Kommission 
in ihrem Bemühen, alsbald auch den jetzt noch feh- 
lenden Vorschlag für die Struktur-Richtlinie vorzu- 
legen, nachhaltig unterstützen. 

Eine Minderheit im Ausschuß neigt dem von der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften ver- 
tretenen Standpunkt zu, die Richtlinie solle sobald 
wie möglich verabschiedet werden, um rasche Fort- 
schritte in der Angleichung des Gesellschaftsrechts 
der EWG-Staaten zu erreichen. 


II. 

Die Beratungen des Rechtsausschusses führten im 

einzelnen zu folgenden Ergebnissen: 

1. Allgemeine Fragen 

a) Der Ausschuß ist mit Mehrheit der Auffassung, 
daß als Rechtsgrundlage auch Artikel 100 des 
EWG-Vertrages herangezogen werden muß, da 
die Regelung in Artikel 6, wonach die Höhe des 
Mindestgrundkapitals auch nach oben begrenzt 
werden soll, nicht auf Artikel 54 Abs. 3 g des 
EWG-Vertrages gestützt werden kann. 

b) rm Hinblick auf die Rechtsprechung des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften erscheint 
es erforderlich, durch eine Schlußklausel oder 
durch eine entsprechende Fassung der einzelnen 
Richtlinienbestimmungen eindeutig klarzustellen, 
daß die Richtlinie keine unmittelbare Wirkung 
gegenüber Dritten hat. 

c) Der Wortlaut der Richtlinie läßt die Frage offen, 
inwieweit sich die Bestimmungen auch bereits 
bestehende Gesellschaften erstrecken sollen. Nach 
Ansicht des Ausschusses sollte diese Frage durch 
die Aufnahme von Ubergangsvorschriften in die 
Richtlinie geklärt werden. 


2. Zu den einzelnen Vorschriften 
Zu Artikel 6 

Es erscheint nicht zweckmäßig, die Höhe des Min- 
destgrundkapitals an Rechnungseinheiten zu knüp- 
fen, da Änderungen des Wechselkurses jeweils den 
Inhalt der Bestimmung verändern würden. Solange 
keine Währungseinheit besteht, sollte auf unterein- 
ander vergleichbare Beträge in den einzelnen natio- 
nalen Währungen abgestellt werden. 

Ferner bestehen Bedenken dagegen, daß der 
nationale Gesetzgeber von dem in der Richtlinie be- 
stimmten Betrag des Mindestgrundkapitals — von 
der 10®/oigen Umrechnungsmarge abgesehen — auch 
nach oben nicht soll abweichen dürfen. Um die von 
der Kommission befürchtete Gefahr einer Beeinträch- 
tigung der Niederlassungsfreiheit auszuschließen, 
die bei einer bloßen Mindestregelung in der Richt- 
linie durch Festsetzung sehr hoher Beträge des Min- 
destgrundkapitals in einzelnen nationalen Rechten 
entstehen könnte, genügte es nach Ansicht des Aus- 
schusses, in der Richtlinie einen Rahmen zu bestim- 
men, innerhalb dessen die Mitgliedstaaten das Min- 
destkapital festsetzen dürfen. 

Zu Artikel 7 Abs. 2 

Die Vorschrift führt in den Fällen zu Schwierig- 
keiten, in denen Gegenstände eingebracht werden, 
deren Übertragung die Eintragung in öffentliche Re- 
gister, insbesondere in das Grundbuch erfordert, da 
die Gesellschaft zu einem Zeitpunkt als Berechtigte 
eingetragen werden müßte, zu dem sie als juristische 
Person noch nicht besteht. Daher sollte für diese 
Fälle das Erfordernis der Volleistung vor der Grün- 
dung dahin gehend eingeschränkt werden, daß die 
Sacheinlage bei der Gründung so an die Gesellschaft 
bewirkt werden muß, daß sie ihr endgültig zur 
freien Verfügung steht. 

Zu Artikel 12 und 13 

Das Verhältnis dieser beiden Vorschriften zuein- 
ander erscheint unklar. Nach Ansicht des Ausschus- 
ses sollte der Grundsatz des Artikels 13 generell für 
alle Ausschüttungen an die Aktionäre gelten, damit 
die Gleichbehandlung der Aktionäre sichergestellt 
wird. 

Zu Artikel 14 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß die Vor- 
schrift nur dann die gewollte praktische Bedeutung 
hat, wenn gleichzeitig bestimmt wird, daß die Ak- 
tionäre ihren guten Glauben gegenüber der Gesell- 
schaft zu beweisen haben. 

Zu Artikel 17 Abs. 1 

Um Umgehungen des Verbots der Zeichnung eige- 
ner Aktien auszuschließen, sollte auch die Zeichnung 
der Aktien durch ein abhängiges Unternehmen 
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untersagt werden. Die Definition des Begriffs des ab- 
hängigen Unternehmens kann bis zur Harmonisie- 
rung des Konzernrechts dem nationalen Recht über- 
lassen werden. 


Zu Artikel 18 Abs. 1 

Auch die Regelung über den Erwerb eigener 
Aktien ist von geringem praktischen Wert, wenn 
nicht auch der Erwerb von Aktien durch ein ab- 
hängiges Unternehmen erfaßt wird. 

Zu Artikel 18 Abs. 2 

Der Ausschuß hält das Erfordernis in Buchstabe a 
für systemwidrig. Da der Erwerb eigener Aktien nur 
zulässig ist, wenn er unter Abwägung aller Um- 
stände das allein in Betracht kommende Mittel zur 
Verhinderung eines schweren Schadens für die Ge- 
sellschaft darstellt, entspricht es auch den Interessen 
der Gläubiger, daß in einem solchen Fall ein Er- 
werb auch dann zulässig ist, wenn dadurch der 
Betrag des Nettoaktivvermögens unter den des ge- 
zeichneten Kapitals sinkt. 

Zu Artikel 18 Abs. 3 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß im Falle 
eines Erwerbs eigener Aktien zum Zwecke der Aus- 
gabe an Arbeitnehmer nicht die Bedingungen des 
Absatzes 1 Buchstabe c und des Absatzes 2 Buch- 
stabe b gelten sollten, da andernfalls die Möglich- 
keit der Ausgabe von eigenen Aktien an die Ar- 
beitnehmer unangemessen beschränkt würde. 


Zu Artikel 21 Abs. 2 

Die Bedingungen in Absatz 2 tragen den besonde- 
ren Verhältnissen der Versicherungsunternehmen 
nicht hinreichend Rechnung. Daher erscheint es er- 
forderlich, diese Unternehmen generell von dem in 
Absatz 1 festgelegten Grundsatz der vorherigen 
Volleinzahlung auszunehmen. 

Zu Artikel 30 

Die Bestimmung gewährleistet nach Ansicht des 
Ausschusses keinen ausreichenden Gläubigerschutz. 
Um eine mißbräuchliche Verwendung des Verfah- 
rens der vereinfachten Kapitalherabsetzung zum 
Nachteil der Gläubiger auszuschließen, sollte ent- 
sprechend § 229 Abs. 2 des Aktiengesetzes das Er- 
fordernis der vorherigen Auflösung von freien Rück- 
lagen festgelegt werden. Darüber hinaus sollte ge- 
prüft werden, ob die Generalklausel des Satzes 2 
ausreicht oder ob nicht ausdrücklich bestimmt wer- 
den sollte, daß die aus der Kapitalherabsetzung ge- 
wonnenen Beträge weder zu Zahlungen an die 
Aktionäre oder zu deren Befreiung von der Ein- 
lagenpflicht verwendet noch als Gewinn ausge- 
schüttet werden dürfen und daß Beträge, um die das 
gezeichnete Kapital über die zum Verlustausgleich 
erforderliche Höhe herabgesetzt worden ist, in die 
gesetzliche Rücklage einzustellen sind. 

Zu Artikel 35 Abs. 1 

Die Anpassungsfrist sollte auf zwei Jahre fest- 
gesetzt werden, da sich bei der Ersten Richtlinie die 
Frist von 18 Monaten in allen Mitgliedstaaten als zu 
knapp erwiesen hat. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Dr. Schmude Alber 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . 

Der Bundestag begrüßt die in dem Vorschlag der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Zweite Richtlinie des Rates zur Koordinie- 
rung der Schutzbestimmungen, die in den Mit- 
gliedstaaten den Gesellschaften im Sinne des Ar- 
tikels 58 Abs. 2 des Vertrages im Interesse der 
Gesellschafter sowie Dritter für die Gründung der 
Aktiengesellschaft sowie für Erhaltung und Ände- 
rung ihres Kapitals vorgeschrieben sind, 

vorgesehene Koordinierung der nationalen Bestim- 
mungen über die Gründung von Aktiengesellschaf- 
ten sowie über die Erhaltung und Änderung ihres 
Grundkapitals. 

Er ist jedoch der Auffassung, daß dieser Vorschlag 
wegen des engen sachlichen Zusammenhangs mit 
dem von der Kommission inzwischen vorgelegten 
Vorschlag für eine Richtlinie über die Rechnungs- 
legung (sogenannte Bilanzrichtlinie) und dem erst 
in Vorbereitung befindlichen Vorschlag für eine 
Richtlinie über die Verfassung (sogenannte Struktur- 
richtlinie) entweder mit den Bestimmungen über die 
Rechnungslegung und über die Verfassung der Ak- 
tiengesellschaft in einer einheitlichen Richtlinie zu- 
sammengefaßt oder wenigstens die drei Richtlinien 
gleichzeitig in Kraft gesetzt werden sollten. 

n. 

In den folgenden Punkten hält der Bundestag eine 
Änderung des Richtlinienvorschlages der Kommis- 
sion für erforderlich. Die Bundesregierung wird des- 
halb ersucht, darauf hinzuwirken, daß 

1. als Rechtsgrundlage für die Richtlinie im Hin- 
blick auf die Regelung in Artikel 6 auch Ar- 
tikel 100 des EWG- Vertrages herangezogen 
wird; 

2. in der Richtlinie klargestellt wird, daß die Be- 
stimmungen keine unmittelbare Wirkung gegen- 
über Dritten haben; 

3. die Frage der Anwendbarkeit der Richtlinie auf 
bereits bestehende Gesellschaften durch geeig- 
nete Übergangsbestimmungen geklärt wird; 


4. in Artikel 6 die Höhe des Mindestgrundkapitals 
nicht in Rechnungseinheiten, sondern in den 
einzelnen nationalen Währungen bestimmt und 
den nationalen Rechten die Möglichkeit einge- 
räumt wird, innerhalb eines in der Richtlinie zu 
bestimmenden Rahmens ein höheres Mindest- 
grundkapital festzusetzen I 

5. in den Fällen, in denen Gegenstände in die Ge- 
sellschaft eingebracht werden, deren Übertra- 
gung die Eintragung in das Grundbuch erfor- 
dert, abweichend von Artikel 7 Abs. 2 nicht die 
volle Rechtsübertragung, sondern lediglich eine 
angemessene Sicherung der späteren Übertra- 
gung vorgeschrieben wird; 

6. der Grundsatz des Artikels 13 generell auf alle 
Ausschüttungen an die Aktionäre erstreckt 
wird; 

7. in Artikel 14 den Aktionären die Beweislast für 
ihren guten Glauben auf er legt wird; 

8. das Verbot der Zeichnung eigener Aktien (Ar- 
tikel 17) und die Regelung über den Erwerb 
eigener Aktien (Artikel 18) auch auf die Zeich- 
nung und den Erwerb eigener Aktien durch ein 
abhängiges Unternehmen erstreckt wird; 

9. das Erfordernis in Artikel 18 Abs, 2 Buchstabe a 
gestrichen wird; 

10. der Erwerb eigener Aktien ziun Zwecke der 
Ausgabe an Arbeitnehmer (Artikel 18 Abs. 3) 
nicht den in Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 2 
Buchstabe b enthaltenen Bedingungen unter- 
liegt; 

11. in Artikel 21 Abs, 2 für Versicherungsunter- 
nehmen eine generelle Ausnahme von dem 
Grundsatz des Absatzes 1 auf genommen wird; 

12. für die vereinfachte Kapitalherabsetzung (Ar- 
tikel 30) ein wirksamerer Gläubigers chutz ge- 
währleistet wird; 

13. den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten 
eine Frist von zwei Jahren für die Anpassung 
des nationalen Rechts an die Richtlinie (Artikel 
35 Abs. 1) zur Verfügung steht. 


Bonn, den 19. Januar 1972 


Der Reditsaussdiuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dr. Schmude Alber 

Berichterstatter 
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